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Bundesratsentscheidung zum Wertstoffgesetz

Neuer Schwung für  
mehr Ressourceneffizienz

>> Peter Meiwald

Am 29.1.2016 haben wir Grünen in Sa-
chen Wertstoffgesetz einen Etappensieg 
errungen. Der Bundesrat hatte in einem 
Antrag (Drucksache 610/15) auf Initi-
ative von Baden-Württemberg, Nord-
rhein-Westfalen und Schleswig-Hol-
stein beschlossen, dass die Sammlung 
in kommunale Hände gelegt werden soll. 
Umweltministerin Hendricks muss jetzt 
ihren völlig verunglückten Gesetzent-
wurf anpassen. Der bisher vorliegende 
Gesetzesvorschlag hat so keine Chance 
auf Umsetzung. Hoffentlich ist die wei-
tere Privatisierung der Wertstoffsamm-
lung damit vom Tisch. Die letzten wert-
haltigen Bestandteile aus der Restmüll-
tonne den privaten Entsorgern zu über-
lassen, darf nicht sein, denn das würde 
steigende Müllgebühren bedeuten. Der 
Druck der Wirtschaftslobby ist jedoch 
enorm und wird nach der Bundesrats-
entscheidung noch stärker werden.

Es ist nach wie vor erforderlich, dass wir 
uns zur kommunalen Sammlung beken-
nen und die Bundesregierung auffordern, 
ihren Entwurf zu korrigieren. Zusam-
men mit Britta Haßelmann habe ich da-
her eine Musterresolution und eine Mus-
ter-Pressemitteilung entwickelt, die ger-
ne in meinem Büro erfragt werden kann, 
falls sie euch noch nicht erreicht hat.

Der Beschluss des Bundesrates deckt 
sich weitgehend mit der Position unse-
rer Bundestagsfraktion. Die Wertstoff-
sammlung aus privaten Haushalten liegt 
bei den Kommunen, mit Ausschrei-
bungsmöglichkeit. Eine „Zentrale Stel-
le“ in öffentlicher Hand führt die Regis-
trierung der Produktverantwortlichen, 
die Lizenzierungsregelungen sowie die 
Lizenzierung und Überwachung durch. 

Die Kostenerstattung erfolgt über ein 
einheitliches Kostenmodell. Die Aus-
schreibung der Sortierung und Verwer-
tung wird zentralisiert und erfolgt nach 
den Regeln der Vergabe- 
und Vertragsordnung für 
Leistungen.

Wir wollen neuen Schwung 
für weniger Verpackungen 
und mehr Ressourceneffi-
zienz. Daher soll die Zen-
trale Stelle die bisherigen 
Lizenzentgelte für Verpa-
ckungen zu einer ökolo-
gischen Ressourcenabga-
be weiterentwickeln. Bis-
her bieten die Lizenzent-
gelte keinerlei Anreiz zu 
ressourcensparenden Ver-
packungen. Die verbindli-
chen Quoten für das stoff-
liche Recycling müssen dynamisch aus-
gestaltet und deutlich ambitionierter 
werden. Auch müssen die Nutzer besser 
über den Verbleib ihrer Wertstoffe infor-
miert werden. Denn nur dann sind sie 
bereit, weiterhin fleißig zu trennen.

Wir schaffen also Klarheit und Trans-
parenz, indem die Sammlung von Wert-
stoffen wieder in eine Hand kommt, und 
zwar in die kommunale. Das kosten-
aufwändige Nebeneinander von Kom-
munen und Dualen Systemen hätte ein 
Ende.
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